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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-Rom, Stand Januar 2010, ist Ende Februar erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: https://recht.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2251
Bekanntmachung

des Dreizehnten Staatsvertrages zur Änderung
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Dreizehnter

Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
Vom 9. Februar 2010

Der Landtag hat in seiner Sitzung am 4. Februar 2010 
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung dem Drei-
zehnten Staatsvertrage zur Änderung rundfunkrecht-
licher Staatsverträge (Dreizehnter Rundfunkänderungs-
staatsvertrag) zugestimmt.

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht.

Der Tag des Inkrafttretens des Staatsvertrages wird 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Staatsvertrages gesondert 
bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 9. Februar 2010

Der Stellvertreter
des Ministerpräsidenten

des Landes Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Dreizehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Dreizehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie 
2007/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinie 
89/552/EWG des Rates zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Ausübung der Fernsehtätigkeit, nachstehenden 
Staatsvertrag:

Artikel 1
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Zwölften Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 18. Dezember 2008, wird wie folgt geändert:

 1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a) § 7 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 7 Werbegrundsätze, Kennzeichnungspfl ichten“.

 b) Es wird folgender neuer § 7 a eingefügt:

  „§ 7 a Einfügung von Werbung und Teleshopping“.

 c) § 15 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 15 Zulässige Produktplatzierung“.

 d) § 44 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 44 Zulässige Produktplatzierung“.

 e) § 45 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 45 Dauer der Fernsehwerbung“.

 f) § 45 a wird wie folgt neu gefasst:

   „§ 45 a Teleshopping-Fenster und Eigenwerbeka-
näle“.

 g) § 45 b wird gestrichen.

 h) § 58 wird wie folgt neu gefasst:

   „§ 58 Werbung, Sponsoring, fernsehähnliche Tele-
medien, Gewinnspiele“.

 i) § 63 wird wie folgt neu gefasst:

   „§ 63 Übergangsbestimmung für Produktplatzie-
rungen“.

 j) Es wird folgender neuer § 64 eingefügt:

  „§ 64 Regelung für Bayern“.

 2. § 1 wird wie folgt geändert:

 a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Für Fernsehveranstalter, sofern sie nicht be-
reits aufgrund der Niederlassung deutscher 
Rechtshoheit unterliegen, gelten dieser Staatsver-
trag und die landesrechtlichen Vorschriften auch, 
wenn eine in Deutschland gelegene Satelliten-
Bodenstation für die Aufwärtsstrecke genutzt 
wird. Ohne eine Satelliten-Bodenstation für die 
Aufwärtsstrecke in einem Staat innerhalb des 
Geltungsbereichs der Richtlinie 89/552/EWG des 
Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung be-
stimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fern-
sehtätigkeit (ABl. L 298 vom 17. Oktober 1989, 
S. 23), zuletzt geändert durch Richtlinie 2007/65/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der Richt-
linie 89/552/EWG des Rates zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fern-
sehtätigkeit (ABl. L 332 vom 18. Dezember 2007, 
S. 27) – Richtlinie 89/552/EWG – ist deutsches 
Recht auch anwendbar bei der Nutzung einer 
Deutschland zugewiesenen Satelliten-Übertra-
gungskapazität. Dies gilt nicht für Angebote, die 

  1.  ausschließlich zum Empfang in Drittländern 
bestimmt sind

   und 

  2.  nicht unmittelbar oder mittelbar von der All-
gemeinheit mit handelsüblichen Verbraucher-
endgeräten in einem Staat innerhalb des 
 Geltungsbereichs der Richtlinie 89/552/EWG 
empfangen werden.“

 b) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 4.

 3. § 2 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa) Nummer 7 wird wie folgt neu gefasst:

    „7.  Werbung jede Äußerung bei der Ausübung 
eines Handels, Gewerbes, Handwerks oder 
freien Berufs, die im Rundfunk von einem 
öffentlich-rechtlichen oder einem priva-
ten Veranstalter oder einer natürlichen 
Person entweder gegen Entgelt oder eine 
ähnliche Gegenleistung oder als Eigen-
werbung gesendet wird, mit dem Ziel, den 
Absatz von Waren oder die Erbringung 
von Dienstleistungen, einschließlich un-
beweglicher Sachen, Rechte und Verpfl ich-
tungen, gegen Entgelt zu fördern. § 7 
Abs. 9 bleibt unberührt,“.

  bb) Nummer 8 wird wie folgt neu gefasst:

    „8.  Schleichwerbung die Erwähnung oder 
Darstellung von Waren, Dienstleistungen, 
Namen, Marken oder Tätigkeiten eines 
Herstellers von Waren oder eines Erbrin-
gers von Dienstleistungen in Sendungen, 
wenn sie vom Veranstalter absichtlich zu 
Werbezwecken vorgesehen ist und man-
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gels Kennzeichnung die Allgemeinheit 
hinsichtlich des eigentlichen Zweckes 
dieser Erwähnung oder Darstellung irre-
führen kann. Eine Erwähnung oder Dar-
stellung gilt insbesondere dann als zu 
Werbezwecken beabsichtigt, wenn sie ge-
gen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleis-
tung erfolgt,“.

  cc) Es wird folgende neue Nummer 11 eingefügt:

    „11.  Produktplatzierung die gekennzeichnete 
Erwähnung oder Darstellung von Waren, 
Dienstleistungen, Namen, Marken, Tä-
tigkeiten eines Herstellers von Waren 
oder eines Erbringers von Dienstleistun-
gen in Sendungen gegen Entgelt oder ei-
ne ähnliche Gegenleistung mit dem Ziel 
der Absatzförderung. Die kostenlose Be-
reitstellung von Waren oder Dienstleis-
tungen ist Produktplatzierung, sofern 
die betreffende Ware oder Dienstleistung 
von bedeutendem Wert ist,“.

  dd)  Die bisherigen Nummern 11 bis 19 werden 
die neuen Nummern 12 bis 20.

 b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer 4 wird das Komma durch das 
Wort „oder“ ersetzt.

  bb)  In Nummer 5 wird das Wort „oder“ durch ei-
nen Punkt ersetzt.

  cc) Nummer 6 wird gestrichen.

4. § 7 wird wie folgt geändert:

 a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 7
 Werbegrundsätze, Kennzeichnungspfl ichten“.

 b) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „(1) Werbung und Teleshopping dürfen nicht

  1. die Menschenwürde verletzen,

  2.  Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, 
Rasse oder ethnischer Herkunft, Staatsangehö-
rigkeit, Religion oder Glauben, Behinderung, 
Alter oder sexueller Orientierung beinhalten 
oder fördern,

  3.  irreführen oder den Interessen der Verbraucher 
schaden oder

  4.  Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit 
oder Sicherheit sowie in hohem Maße den 
Schutz der Umwelt gefährden.“

 c) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

   „(3) Werbung und Teleshopping müssen als sol-
che leicht erkennbar und vom redaktionellen In-
halt unterscheidbar sein. In der Werbung und im 
Teleshopping dürfen keine Techniken der unter-
schwelligen Beeinfl ussung eingesetzt werden. 
Auch bei Einsatz neuer Werbetechniken müssen 
Werbung und Teleshopping dem Medium ange-
messen durch optische oder akustische Mittel 
oder räumlich eindeutig von anderen Sendungs-
teilen abgesetzt sein.“

 d) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 7 a Abs. 1 gilt entsprechend.“

 e) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa) Satz 1 wird gestrichen.

  bb)  Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die neu-
en Sätze 1 und 2.

  cc)  Der bisherige Satz 4 wird der neue Satz 3 
und wie folgt gefasst:

    „Satz 1 gilt auch für Teleshopping.“

 f) Es wird folgender neuer Absatz 7 eingefügt:

   „(7) Schleichwerbung, Produkt- und Themen-
platzierung sowie entsprechende Praktiken sind 
unzulässig. Soweit in den §§ 15 und 44 Ausnah-

men zugelassen sind, muss Produktplatzierung 
folgende Voraussetzungen erfüllen:

  1.  Die redaktionelle Verantwortung und Unab-
hängigkeit hinsichtlich Inhalt und Sendeplatz 
müssen unbeeinträchtigt bleiben,

  2.  die Produktplatzierung darf nicht unmittelbar 
zu Kauf, Miete oder Pacht von Waren oder 
Dienstleistungen auffordern, insbesondere 
nicht durch spezielle verkaufsfördernde Hin-
weise auf diese Waren oder Dienstleistungen, 
und

  3.  das Produkt darf nicht zu stark herausgestellt 
werden; dies gilt auch für kostenlos zur Verfü-
gung gestellte geringwertige Güter.

   Auf eine Produktplatzierung ist eindeutig hinzu-
weisen. Sie ist zu Beginn und zum Ende einer 
Sendung sowie bei deren Fortsetzung nach einer 
Werbeunterbrechung oder im Hörfunk durch ei-
nen gleichwertigen Hinweis angemessen zu kenn-
zeichnen. Die Kennzeichnungspfl icht entfällt für 
Sendungen, die nicht vom Veranstalter selbst oder 
von einem mit dem Veranstalter verbundenen Un-
ternehmen produziert oder in Auftrag gegeben 
worden sind, wenn nicht mit zumutbarem Auf-
wand ermittelbar ist, ob Produktplatzierung ent-
halten ist; hierauf ist hinzuweisen. Die in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das ZDF und die Landesmedienanstal-
ten legen eine einheitliche Kennzeichnung fest.“

 g)  Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden die neuen 
Absätze 8 und 9.

 h) Es wird folgender neuer Absatz 10 angefügt:

   „(10) Werbung und Teleshopping für alkoholische 
Getränke dürfen den über mäßigen Genuss sol-
cher Getränke nicht fördern.“

 i) Es wird folgender neuer Absatz 11 angefügt:

   „(11) Die Absätze 1 bis 10 gelten auch für Tele-
shoppingkanäle.“

 5. Es wird folgender neuer § 7 a eingefügt:

 „§ 7 a

 Einfügung von Werbung und Teleshopping

  (1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie Sen-
dungen für Kinder dürfen nicht durch Werbung oder 
Teleshopping-Spots unterbrochen werden.

  (2) Einzeln gesendete Werbe- und Teleshopping-
Spots im Fernsehen müssen die Ausnahme bleiben; 
dies gilt nicht bei der Übertragung von Sportveran-
staltungen. Die Einfügung von Werbe- oder Tele-
shopping-Spots im Fernsehen darf den Zusammen-
hang von Sendungen unter Berücksichtigung der 
natürlichen Sendeunterbrechungen sowie der Dauer 
und der Art der Sendung nicht beeinträchtigen noch 
die Rechte von Rechteinhabern verletzen.

  (3) Filme mit Ausnahme von Serien, Reihen und Do-
kumentarfi lmen sowie Kinofi lme und Nachrichten-
sendungen dürfen für jeden programmierten Zeit-
raum von mindestens 30 Minuten einmal für 
Fernsehwerbung oder Teleshopping unterbrochen 
werden.

  (4) Richten sich Werbung oder Teleshopping-Spots 
in einem Fernsehprogramm eigens und häufi g an Zu-
schauer eines anderen Staates, der das Europäische 
Übereinkommen über das grenzüberschreitende 
Fernsehen ratifi ziert hat und nicht Mitglied der Eu-
ropäischen Union ist, so dürfen die für die Fernseh-
werbung oder das Teleshopping dort geltenden Vor-
schriften nicht umgangen werden. Satz 1 gilt nicht, 
wenn die Vorschriften dieses Staatsvertrages über 
die Werbung oder das Teleshopping strenger sind als 
jene Vorschriften, die in dem betreffenden Staat gel-
ten, ferner nicht, wenn mit dem betroffenen Staat 
Übereinkünfte auf diesem Gebiet geschlossen wur-
den.“
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 6. § 8 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „Kürze“ die 
Wörter „und in angemessener Weise“ einge-
fügt.

  bb)  In Satz 2 werden nach dem Wort „Marke“ ein 
Komma und die Wörter „ein anderes Symbol 
des Sponsors, ein Hinweis auf seine Produkte 
oder Dienstleistungen oder ein entsprechen-
des unterscheidungskräftiges Zeichen“ ein-
gefügt.

 b)  In Absatz 2 wird vor dem Wort „Verantwortung“ 
das Wort „redaktionelle“ eingefügt und die Wör-
ter „die redaktionelle“ vor dem Wort „Unabhän-
gigkeit“ werden gestrichen.

 c)  In Absatz 4 werden nach dem Wort „Herstellung“ 
die Wörter „oder der Verkauf“ eingefügt.

 d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „zum politischen 
Zeitgeschehen“ durch die Wörter „zur politi-
schen Information“ ersetzt.

  bb) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

     „In Kindersendungen und Sendungen religi-
ösen Inhalts ist das Zeigen von Sponsorenlo-
gos untersagt.“

 e) Es wird folgender neuer Absatz 8 angefügt:

   „(8) § 7 Abs. 1, 3 und Abs. 8 bis 10 gelten entspre-
chend.“

 7. § 9 b wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Text wird Absatz 1 und die Wörter 
„zuletzt geändert durch die“ werden durch die 
Wörter „in der Fassung der“ ersetzt.

 b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:

   „(2) Rundfunkveranstalter haben folgende Infor-
mationen im Rahmen ihres Gesamtangebots 
leicht, unmittelbar und ständig zugänglich zu 
machen:

  1. Name und geografi sche Anschrift,

  2.  Angaben, die eine schnelle und unmittelbare 
Kontaktaufnahme und eine effiziente Kommu-
nikation ermöglichen und

  3. zuständige Aufsicht.“

 8. § 11 c Abs. 2 wird wie folgt geändert:

 a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

   „Das Landesrecht kann vorsehen, dass die jewei-
lige Landes rundfunkanstalt zusätzlich so viele 
digitale terrestrische Hörfunkprogramme veran-
staltet wie sie Länder versorgt.“

 b)  Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden die neuen 
Sätze 3 bis 6.

 9. § 15 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 15
 Zulässige Produktplatzierung

  Abweichend von § 7 Abs. 7 Satz 1 ist Produktplat-
zierung im Rundfunk zulässig

 1.  in Kinofi lmen, Filmen und Serien, Sportsendun-
gen und Sendungen der leichten Unterhaltung, 
die nicht vom Veranstalter selbst oder von einem 
mit dem Veranstalter verbundenen Unternehmen 
produziert oder in Auftrag gegeben wurden, so-
fern es sich nicht um Sendungen für Kinder han-
delt, oder

 2.  wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern ledig-
lich bestimmte Waren oder Dienstleistungen, wie 
Produktionshilfen und Preise, im Hinblick auf 
 ihre Einbeziehung in eine Sendung kostenlos 
 bereitgestellt werden, sofern es sich nicht um 
Nachrichten, Sendungen zum politischen Zeitge-
schehen, Ratgeber- und Verbrauchersendungen, 

Sendungen für Kinder oder Übertragungen von 
Gottesdiensten handelt.

  Keine Sendungen der leichten Unterhaltung sind 
insbesondere Sendungen, die neben unterhaltenden 
Elementen im Wesentlichen informierenden Charak-
ter haben, Verbrauchersendungen und Ratgebersen-
dungen mit Unterhaltungselementen.“

10. § 16 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

     „Nicht angerechnet werden auf die zulässi-
gen Werbezeiten Sendezeiten mit Produkt-
platzierungen und Sponsorhinweise.“

  bb)  Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die neu-
en Sätze 3 bis 5.

 b)  In Absatz 4 werden nach dem Wort „Programme“ 
die Wörter „und Sendungen“ sowie nach dem 
Wort „Programmen“ die Wörter „und Sendun-
gen“ eingefügt.

11. § 16 f wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 16 f
 Richtlinien

  Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das ZDF erlassen Richtlinien 
zur Durchführung der §§ 7, 7 a, 8, 8 a, 15 und 16. In 
der Richtlinie zu § 8 a sind insbesondere die Bedin-
gungen zur Teilnahme Minderjähriger näher zu be-
stimmen. Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und das ZDF stellen hier-
zu das Benehmen mit den Landesmedienanstalten 
her und führen einen gemeinsamen Erfahrungsaus-
tausch in der Anwendung dieser Richtlinien durch. 
In der Richtlinie zu § 7 Abs. 7 und § 15 ist näher zu 
bestimmen, unter welchen Voraussetzungen, in wel-
chen Formaten und in welchem Umfang unentgeltli-
che Produktplatzierung stattfi nden kann, wie die 
Unabhängigkeit der Produzenten und Redaktionen 
gesichert und eine ungebührliche Herausstellung des 
Produkts vermieden wird. Die Sätze 1 bis 4 gelten 
für die Richtlinien des Deutschlandradios zur 
Durchführung der §§ 7, 8 a und 15 entsprechend.“

12. § 25 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

 a) Satz 4 wird wie folgt ergänzt:

   „es sei denn, zum 31. Dezember 2009 bestehende 
landesrechtliche Regelungen stellen die Unab-
hängigkeit in anderer Weise sicher.“

 b) Es werden folgende neue Sätze 5 und 6 eingefügt:

   „Zum 31. Dezember 2009 bestehende Zulassun-
gen bleiben unberührt. Eine Verlängerung ist zu-
lässig.“

 c)  Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden die neuen 
Sätze 7 und 8.

13.  In § 40 Abs. 1 Satz 2 wird die Jahreszahl „2010“ 
durch die Jahreszahl „2020“ ersetzt.

14. § 44 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 44
 Zulässige Produktplatzierung

  Abweichend von § 7 Abs. 7 Satz 1 ist Produktplat-
zierung im Rundfunk zulässig

 1.  in Kinofi lmen, Filmen und Serien, Sportsendun-
gen und Sendungen der leichten Unterhaltung, 
sofern es sich nicht um Sendungen für Kinder 
handelt, oder

 2.  wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern ledig-
lich bestimmte Waren oder Dienstleistungen, wie 
Produktionshilfen und Preise, im Hinblick auf 
 ihre Einbeziehung in eine Sendung kostenlos 
 bereitgestellt werden, sofern es sich nicht um 
Nachrichten, Sendungen zum politischen Zeitge-
schehen, Ratgeber- und Verbrauchersendungen, 
Sendungen für Kinder oder Übertragungen von 
Gottesdiensten handelt.
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  Keine Sendungen der leichten Unterhaltung sind 
insbesondere Sendungen, die neben unterhaltenden 
Elementen im Wesentlichen informierenden Charak-
ter haben, Verbrauchersendungen und Ratgeber-
sendungen mit Unterhaltungselementen sowie 
 Sendungen in Regionalfensterprogrammen und 
Fensterprogrammen nach § 31.“

15. § 45 wird wie folgt geändert:

 a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 45
  Dauer der Fernsehwerbung“.

 b) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „(1) Der Anteil an Sendezeit für Fernsehwerbe-
spots und Teleshopping-Spots innerhalb einer 
Stunde darf 20 vom Hundert nicht überschreiten. 
Satz 1 gilt nicht für Produktplatzierungen und 
Sponsorhinweise.“

 c) Absatz 2 wird gestrichen.

 d)  Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2, 
und es werden nach dem Wort „Programme“ die 
Wörter „und Sendungen“ sowie nach dem Wort 
„Programmen“ die Wörter „und Sendungen“ ein-
gefügt.

 e)  Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 3 
und wie folgt neu gefasst:

   „(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 7 a gelten nicht 
für reine Werbekanäle.“

16. § 45 a wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 45 a
 Teleshopping-Fenster und Eigenwerbekanäle

  (1) Teleshopping-Fenster, die in einem Programm ge-
sendet werden, das nicht ausschließlich für Teleshop-
ping bestimmt ist, müssen eine Mindestdauer von 15 
Minuten ohne Unterbrechung haben. Sie müssen op-
tisch und akustisch klar als Teleshopping-Fenster 
gekennzeichnet sein.

  (2) Für Eigenwerbekanäle gelten die §§ 7 und 8 ent-
sprechend. Die §§ 7 a und 45 gelten nicht für Eigen-
werbekanäle.“

17. § 45 b wird gestrichen.

18.  In § 46 wird die Verweisung auf die „§§ 7, 8, 8 a, 44, 
45, 45 a und 45b“ durch die Verweisung auf die „§§ 7, 
7 a, 8, 8 a, 44, 45 und 45a“ ersetzt.

19.  In § 46 a wird die Verweisung auf „§ 7 Abs. 4 Satz 2, 
§ 44 Abs. 3 bis 5 und §§ 45, 45a“ durch die Verwei-
sung auf „§ 7 Abs. 4 Satz 2, § 7 a Abs. 3 und § 45 
Abs. 1“ ersetzt.

20. § 49 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstal-
ter von bundesweit verbreitetem privatem Rund-
funk vorsätzlich oder fahrlässig 

   1.  Großereignisse entgegen § 4 Abs. 1 oder 3 
verschlüsselt und gegen besonderes Entgelt 
ausstrahlt,

   2.  entgegen § 7 Abs. 3 Satz 2 in der Werbung 
oder im Teleshopping Techniken zur unter-
schwelligen Beeinfl ussung einsetzt,

   3.  entgegen § 7 Abs. 3 Satz 3 Werbung oder Te-
leshopping nicht dem Medium angemessen 
durch optische oder akustische Mittel oder 
räumlich eindeutig von anderen Sendungs-
teilen absetzt,

   4.  entgegen § 7 Abs. 4 eine Teilbelegung des 
ausgestrahlten Bildes mit Werbung vor-
nimmt, ohne die Werbung vom übrigen Pro-
gramm eindeutig optisch zu trennen und als 
solche zu kennzeichnen,

   5.  entgegen § 7 Abs. 5 Satz 2 eine Dauerwerbe-
sendung nicht kennzeichnet,

   6.  entgegen § 7 Abs. 6 Satz 1 virtuelle Werbung 
in Sendungen oder beim Teleshopping ein-
fügt,

   7.   entgegen § 7 Abs. 7 Satz 1 Schleichwerbung, 
Themenplatzierung oder entsprechende 
Praktiken betreibt,

   8.  entgegen § 7 Abs. 7 Satz 1 Produktplatzie-
rung betreibt, soweit diese nicht nach § 44 
zulässig ist,

   9.  entgegen § 7 Abs. 7 Satz 3 oder 4 auf eine 
Produktplatzierung nicht eindeutig hinweist,

  10.  entgegen § 7 Abs. 9 Werbung oder Teleshop-
ping politischer, weltanschaulicher oder re-
ligiöser Art verbreitet,

  11.  entgegen § 7 a Abs. 1 Übertragungen von 
Gottesdiensten oder Sendungen für Kinder 
durch Werbung oder Teleshopping-Spots 
unterbricht,

  12.  entgegen den in § 7 a Abs. 3 genannten Vor-
aussetzungen Sendungen durch Werbung 
oder Teleshopping unterbricht,

  13.  entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 nicht zu Beginn 
oder am Ende der gesponserten Sendung auf 
den Sponsor hinweist, 

  14.  gemäß § 8 Abs. 3 bis 6 unzulässig gesponser-
te Sendungen verbreitet, 

  15.  entgegen § 9 Abs. 1 Satz 2 der Informations-
pfl icht nicht nachkommt,

  16.  entgegen § 9 b Abs. 2 die dort genannten In-
formationen im Rahmen des Gesamtange-
bots nicht leicht, unmittelbar und ständig 
zugänglich macht,

  17.  entgegen § 20 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 
Satz 1 ohne Zulassung Rundfunkprogram-
me veranstaltet, 

  18.  entgegen § 20 b Satz 1 und 2 Hörfunkpro-
gramme ausschließlich im Internet verbrei-
tet und dies der zuständigen Landesmedien-
anstalt nicht oder nicht vollständig anzeigt,

  19.  entgegen § 23 Abs. 2 nicht fristgemäß die 
Aufstellung der Programmbezugsquellen 
der zuständigen Landesmedienanstalt vor-
legt,

  20.  entgegen § 34 Satz 2 die bei ihm vorhande-
nen Daten über Zuschaueranteile auf An-
forderung der KEK nicht zur Verfügung 
stellt,

  21.  entgegen § 45 Abs. 1 die zulässige Dauer der 
Werbung überschreitet,

  22.  entgegen § 45 a Abs. 1 Satz 1 Teleshopping-
Fenster verbreitet, die keine Mindestdauer 
von 15 Minuten ohne Unterbrechung haben 
oder entgegen § 45 a Abs. 1 Satz 2 Teleshop-
ping-Fenster verbreitet, die nicht optisch 
und akustisch klar als solche gekennzeich-
net sind,

  23.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 
Abs. 3 des Telemediengesetzes die Nutzung 
von Rundfunk von einer Einwilligung des 
Nutzers in eine Verarbeitung seiner Daten 
für andere Zwecke abhängig macht,

  24.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Telemediengesetzes 
den Nutzer nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

  25.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 
Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 des Teleme-
diengesetzes einer dort genannten Pfl icht 
zur Sicherstellung nicht oder nicht richtig 
nachkommt,

  26.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 
Abs. 1 oder § 15 Abs. 1 oder 8 Satz 1 oder 2 
des Telemediengesetzes personenbezogene 
Daten verarbeitet,
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  27.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 15 
Abs. 3 Satz 3 des Telemediengesetzes ein 
Nutzungsprofi l mit Daten über den Träger 
des Pseudonyms zusammenführt,

  28.  entgegen § 47 Abs. 3 Satz 4 Angebote gegen 
den Abruf oder Zugriff durch die zuständige 
Aufsichtsbehörde sperrt.“

 b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Es werden folgende neue Nummern 15 bis 27 
eingefügt:

    „15.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 3 Satz 2 in der Werbung oder im 
Teleshopping Techniken zur unter-
schwelligen Beeinfl ussung einsetzt,

    16.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 3 Satz 3 Werbung oder Teleshop-
ping nicht dem Medium angemessen 
durch optische oder akustische Mittel 
oder räumlich eindeutig von anderen An-
gebotsteilen absetzt,

    17.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 6 Satz 1 virtuelle Werbung in sei-
ne Angebote einfügt,

    18.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 4 das verbreitete Bewegtbildan-
gebot durch die Einblendung von Wer-
bung ergänzt, ohne die Werbung eindeu-
tig optisch zu trennen und als solche zu 
kennzeichnen,

    19.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 5 Satz 2 ein Bewegtbildangebot 
nicht als Dauerwerbung kennzeichnet,

    20.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 7 Satz 1 Schleichwerbung, The-
menplatzierung oder entsprechende 
Praktiken betreibt,

    21.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 7 Satz 1 Produktplatzierung be-
treibt, soweit diese nicht nach den §§ 15 
oder 44 zulässig ist,

    22.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 7 Satz 3 oder 4 auf eine Produkt-
platzierung nicht eindeutig hinweist,

    23.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 9 Werbung oder Teleshopping po-
litischer, weltanschaulicher oder religiö-
ser Art verbreitet,

    24.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 a Abs. 1 in das Bewegtbildangebot ei-
nes Gottesdienstes oder in die Bewegt-
bildangebote für Kinder Werbung oder 
Teleshopping-Spots integriert,

    25.  entgegen den in § 58 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 7 a Abs. 3 genannten Voraussetzun-
gen in Bewegtbildangebote Werbung oder 
Teleshopping integriert,

    26.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 bei einem gesponserten 
Bewegtbildangebot nicht auf den Spon-
sor hinweist, 

    27.  gemäß § 58 Abs. 3 in Verbindung mit § 8 
Abs. 3 bis 6 unzulässig gesponserte Be-
wegtbildangebote verbreitet,“

  bb)  Die bisherigen Nummern 15 und 16 werden 
die neuen Nummern 28 und 29.

 c)  In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „18 bis 23“ 
durch die Angabe „23 bis 28“ und die Angabe „13 
bis 16“ durch die Angabe „13 bis 29“ ersetzt. 

21. § 58 wird wie folgt geändert:

 a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 58
 Werbung, Sponsoring, fernsehähnliche Telemedien, 
 Gewinnspiele“.

 b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Für Telemedien mit Inhalten, die nach Form 
und Inhalt fernsehähnlich sind und die von einem 
Anbieter zum individuellen Abruf zu einem vom 
Nutzer gewählten Zeitpunkt und aus einem vom 
Anbieter festgelegten Inhaltekatalog bereitge-
stellt werden (audiovisuelle Mediendienste auf 
Abruf), gelten § 1 Abs. 3 sowie die §§ 7 und 8 ent-
sprechend. Für Angebote nach § 2 Abs. 3 Nummer 
5 gelten zusätzlich die §§ 4 bis 6, 7 a und 45 ent-
sprechend.“

 c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 4.

22. Es wird folgender neuer § 63 eingefügt:

 „§ 63
 Übergangsbestimmung für Produktplatzierungen

  § 7 Abs. 7 und die §§ 15 und 44 gelten nicht für Sen-
dungen, die vor dem 19. De zember 2009 produziert 
wurden.“

23.  Der bisherige § 63 wird der neue § 64 und die Ver-
weisung auf „§ 7 Abs. 8 1. Variante“ durch die Ver-
weisung auf „§ 7 Abs. 9 Satz 1 1. Variante“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

§ 6 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages vom 10. bis 
27. September 2002, zuletzt geändert durch den Elften 
Rundfunkänderungsstaatvertrag vom 12. Juni 2008, wird 
wie folgt geändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a) Der erste Halbsatz wird wie folgt neu gefasst:

   „Werbung darf Kinder und Jugendliche weder 
körperlich noch seelisch beeinträchtigen,“.

 b)  In Nummer 1 werden die Wörter „Kaufappelle an 
Kinder oder Jugendliche“ durch die Wörter „Auf-
rufe zum Kaufen oder Mieten von Waren oder 
Dienstleistungen an Minderjährige“ ersetzt.

2. Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen.

3.  In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort „Teleshop-
ping“ die Wörter „und Sponsoring“ eingefügt.

Artikel 3
Kündigung,

Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1 und 2 geänderten 
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungs-
vorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. April 2010 in Kraft. 
Sind bis zum 31. März 2010 nicht alle Ratifi kationsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsver-
trag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifi kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages und des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den Arti-
keln 1 und 2 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu 
machen.

Für das Land Baden-Württemberg: 

Stuttgart, den 10. November 2009

Günther  H.  O e t t i n g e r

Für den Freistaat Bayern: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Horst  S e e h o f e r
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Für das Land Berlin: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Klaus  W o w e r e i t

 
Für das Land Brandenburg: 

Potsdam, den 4. November 2009

M.  P l a t z e c k

 
Für die Freie Hansestadt Bremen: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Jens  B ö h r n s e n

 
Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Ole von  B e u s t

 
Für das Land Hessen: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

R.  K o c h

 
Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Erwin  S e l l e r i n g

 
Für das Land Niedersachsen: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Christian  W u l f f

 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Jürgen  R ü t t g e r s 

 
Für das Land Rheinland-Pfalz: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Kurt  B e c k

 
Für das Saarland: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Peter  M ü l l e r

 

Für den Freistaat Sachsen: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

St.  T i l l i c h

 
Für das Land Sachsen-Anhalt: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

B ö h m e r

 
Für das Land Schleswig-Holstein: 

Mainz, den 30. Oktober 2009

Peter Harry  C a r s t e n s e n

 
Für den Freistaat Thüringen: 

Erfurt, den 20. November 2009

Ch.  L i e b e r k n e c h t

Protokollerklärung aller Länder zum Dreizehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag

„Die Länder beabsichtigen, zeitnah die bestehenden 
Regelungen im Rundfunkstaatsvertrag zur Sicherung der 
Meinungsvielfalt im Fern se hen und zum Medienkonzent-

rationsrecht zu überprüfen. In diese Prü fung sollen auch 
Regelungen einbezogen werden, die insbesondere in Län-
dern ohne regionale Fenster zur Vielfalt der lokalen und 
regionalen Rundfunkangebote beitragen können.“

Protokollerklärung aller Länder zu § 7 Abs. 7 des Rund-
funkstaatsvertrages

„Die Länder erwarten von den Rundfunkveranstaltern, 
dass sie mit den Verbänden der werbetreibenden Wirt-
schaft und der Produzenten zu Produktplatzierungen 
einen verbindlichen Verhaltenskodex vereinbaren.“

– GV. NRW. 2010 S. 144

223

Verordnung zur Änderung von
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen

gemäß § 52 SchulG
Vom 9. Februar 2010

Aufgrund des § 52 Schulgesetz NRW vom 15. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 11 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 863), 
wird mit Zustimmung des für Schulen zuständigen 
Landtagsausschusses verordnet:

Inhalt

Artikel 1   Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Weiterbildungskolleg

Artikel 2  Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Berufskolleg

Artikel 3  Änderung der Verordnung über die Abiturprü-
fung für Schülerinnen und
Schüler an Waldorfschulen

Artikel 4 Inkrafttreten

Artikel 1

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Weiterbildungs-
kolleg vom 23. Februar 2000 (GV. NRW. S. 290), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 29. April 
2009 (GV. NRW. S. 269, ber. S. 336), wird wie folgt geän-
dert:

 1.   Im Inhaltsverzeichnis wird der Text zu § 38 um die 
Wörter „und Projektkurse“ und der Text zu § 58 um 
die Wörter „und der Fachhochschulreife“ ergänzt.

 2.   In § 3 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „dem 
Bundesgrenzschutz“ durch die Wörter „der Bundes-
polizei“ ersetzt.

 3.   In § 9 Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „ein oder 
mehrere“ durch die Wörter „längstens zwei“ ersetzt.

 4.   In § 13 Satz 1 werden die Wörter „oder der sonder-
pädagogische Förderbedarf“ gestrichen.

 5.   In § 15 Absatz 3 wird die Angabe „28 bis 31“ durch 
die Angabe „30“ ersetzt.

 6.   In § 18 Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „mit lan-
deseinheitlicher Aufgabenstellung“ durch die Wörter 
„unter Abiturbedingungen“ ersetzt.

 7.   In § 19 werden nach dem Wort „Klausuren“ die Wör-
ter „sowie der Dokumentation im Projektkurs gemäß 
§ 38 Absatz 6“ angefügt.

 8.   In § 32 Absatz 3 wird nach dem Wort „veröffentlich-
te“ das Wort „einheitliche“ eingefügt.

 9.  § 34 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Studie-
renden“ das Wort „mindestens“ eingefügt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „(2) Das verbleibende Studienvolumen kann zur 
Wahl weiterer Fächer genutzt werden. In diesem 
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Rahmen stehen auch bis zu zwei Vertiefungsfä-
cher zur Verfügung.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

   „(4) Die Teilnahme am Unterricht in einer zwei-
ten Fremdsprache gemäß Absatz 3 Satz 1 und 2 
wird durch die entsprechende Teilnahme an ei-
nem durchgängigen mindestens vierjährigen auf-
steigenden Unterricht in einer zweiten Fremd-
sprache bis zum Ende der Sekundarstufe I mit 
abschließend mindestens ausreichenden Leistun-
gen oder durch eine mindestens ausreichend be-
urteilte Fremdsprache im Zeugnis des mittleren 
Schulabschlusses (Fachoberschulreife) oder eines 
mindestens ausreichend beurteilten vergleich-
baren Abschlusses nachgewiesen, sofern diese 
Fremdsprache mit mindestens zwölf Halbjahres-
wochenstunden oder durch entsprechenden Un-
terricht an Einrichtungen der Weiterbildung 
 unterrichtet worden ist. Im Übrigen können an-
derweitig erworbene Kenntnisse in einer zweiten 
Fremdsprache auf Antrag von der oberen Schul-
aufsichtsbehörde anerkannt werden. Hierzu kann 
in Zweifelsfällen ein Feststellungsverfahren bei 
der oberen Schulaufsichtsbehörde durchgeführt 
werden.“

10.   In § 35 Absatz 2 wird nach Satz 3 folgender neuer 
Satz 4 angefügt:

  „Darüber hinaus ist es möglich, in Deutsch, Mathe-
matik und Fremdsprache pro Semester bis zu zwei 
Vertiefungsfächer zu belegen.“

11.  § 36 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „(2) Im Bildungsgang des Abendgymnasiums 
sind die Studierenden darüber hinaus verpfl ich-
tet, in einem Fach des Aufgabenfeldes II (§ 32) 
vier Kurse in vier aufeinander folgenden Semes-
tern oder in einem Fach des Aufgabenfeldes II 
und in Religionslehre je zwei Kurse in zwei aufei-
nander folgenden Semestern und in einer Natur-
wissenschaft einen Kurs in zwei aufeinander fol-
genden Semestern zu belegen.“

 b)   In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Leistungs-
fächer“ durch das Wort „Leistungskursfächer“ 
ersetzt.

 c)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden die Wörter „Grund- oder 
Leistungskurs“ durch das Wort „Grundkurs“ 
ersetzt.

  bb)  Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

 d)  Absatz 8 wird wie folgt neu gefasst:

   „(8) Pfl ichtbindungen gemäß den Absätzen 1 bis 
3 können nicht durch Vertiefungsfächer abge-
deckt werden.“

12.  § 37 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 37
 Wahl der Abiturfächer

  (1) Die Studierenden legen die Abiturprüfung in vier 
Fächern ab. Das erste und zweite Fach der Abitur-
prüfung sind die beiden Leistungskursfächer. Das 
dritte und vierte Abiturfach sind Fächer, in denen die 
Studierenden die in § 18 Absatz 3 Satz 1 bis 3 gefor-
derte Anzahl von Klausuren geschrieben haben. Ein 
Fach kann nur dann Abiturfach sein, wenn es in der 
Einführungsphase mindestens ein Semester lang be-
legt worden ist.

  (2) Zwei der drei Fächer Deutsch, Fremdsprache oder 
Mathematik müssen unter den Prüfungsfächern sein. 
Mindestens ein Fach aus jedem der drei Aufgabenfel-
der muss unter den Prüfungsfächern sein. Religions-
lehre kann als Fach der Abiturprüfung das gesell-
schaftswissenschaftliche Aufgabenfeld vertreten. Die 
Pfl ichtbedingungen im gesellschaftswissenschaftli-
chen Aufgabenfeld (§ 36 Absatz 2) bleiben hiervon 
unberührt. Religionslehre und Sport können nicht 
gleichzeitig als Prüfungsfächer gewählt werden.“

13.  § 38 wird wie folgt geändert:

 a)   Die Überschrift wird um die Wörter „und Pro-
jektkurse“ ergänzt.

 b)   Nach Absatz 5 werden folgende neue Absätze 6 
und 7 angefügt:

   „(6) Projektkurse werden in zwei aufeinander 
folgenden Semestern der Qualifi kationsphase als 
zweistündige Kurse eingerichtet. Sie sind in ih-
rem fachlichen Schwerpunkt an ein oder zwei in 
der Qualifi kationsphase unterrichtete Fächer (Re-
ferenzfächer) angebunden, bieten aber Spielraum 
für die inhaltliche Ausgestaltung sowie für fach-
übergreifendes und projektorientiertes Arbeiten.

   (7) Am Ende der Projektkurse wird eine Jahres-
note erteilt, die sich zu gleichen Teilen aus der 
Abschlussnote der beiden Semesterleistungen im 
Bereich der „Sonstigen Mitarbeit“ und einer 
weitgehend eigenständigen Dokumentation, die 
in Umfang und Anforderungen den Ergebnissen 
zweier Semester entspricht, zusammensetzt. Bei 
Arbeiten, an denen mehrere Studierende beteiligt 
sind, muss die Einzelleistung erkennbar sein.“

14.  § 43 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird Satz 3 („Das Punktsystem …“) 
gestrichen.

 b)  Die Absätze 2 bis 4 werden wie folgt neu gefasst:

   „(2) Für den Bildungsgang des Abendgymnasi-
ums gilt:

  1.   Als Gesamtqualifi kation sind höchstens 900 
Punkte erreichbar, und zwar 600 Punkte im 
Grund- und im Leistungskursbereich (Block I) 
sowie 300 Punkte im Abiturbereich (Block II). 
Der Abiturbereich umfasst die vier Prü-
fungsergebnisse in den Prüfungsfächern in 
fünf facher Wertung. Wird eine besondere 
 Lern leistung (§ 38) erbracht, werden die Prü-
fungsergebnisse in den Prüfungsfächern vier-
fach gewertet und das Ergebnis der besonderen 
Lernleistung in vierfacher Wertung hinzuge-
zählt. Wird im ersten bis dritten Abiturfach so-
wohl schriftlich als auch mündlich geprüft, 
wird das Endergebnis im Verhältnis von 2 
(schriftlich) zu 1 (mündlich) aus den Ergebnis-
sen der beiden Prüfungsteile gebildet. Ein 
Leistungsausgleich zwischen den beiden Blö-
cken ist nicht möglich. In den anzurechnenden 
Grund- und Leistungskursen müssen insge-
samt mindestens 200 Punkte, im Abiturbereich 
müssen mindestens 100 Punkte erreicht sein.

  2.   Im Grundkursbereich werden die Leistungen 
aus mindestens acht Grundkursen und maxi-
mal 16 Grundkursen, darunter die Kurse ge-
mäß § 36 Absatz 1 und 2 sowie die Kurse im 
dritten und vierten Abiturfach, in einfacher 
Wertung auf die Gesamtqualifi kation ange-
rechnet.

  3.   Die Kursergebnisse der beiden Leistungskurse 
gehen in doppelter Gewichtung in die Gesamt-
qualifi kation ein.

  4.   Werden 16 oder 17 Kurse in die Gesamtqualifi -
kation eingebracht, dürfen in höchstens drei 
Kursen vier oder weniger Punkte erreicht wor-
den sein. Werden 18 bis 22 Kurse in die Ge-
samtqualifi kation eingebracht, dürfen in 
höchstens vier Kursen vier oder weniger Punk-
te erreicht worden sein. Werden 23 oder 24 
Kurse in die Gesamtqualifi kation eingebracht, 
dürfen in höchstens fünf Kursen vier oder we-
niger Punkte erreicht worden sein. Unter den 
Kursen mit vier oder weniger Punkten dürfen 
jeweils nicht mehr als drei Leistungskurse sein.

  (3) Für den Bildungsgang des Kollegs gilt:

  1.   Als Gesamtqualifi kation sind höchstens 900 
Punkte erreichbar, und zwar 600 Punkte im 
Grund- und im Leistungskursbereich (Block I) 
sowie 300 Punkte im Abiturbereich (Block II). 
Der Abiturbereich umfasst die vier Prüfungser-
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gebnisse in den Prüfungsfächern in fünf facher 
Wertung. Wird eine besondere Lern leistung 
(§ 38) erbracht, werden die Prüfungsergebnisse 
in den Prüfungsfächern vierfach gewertet und 
das Ergebnis der besonderen Lernleistung in 
vierfacher Wertung hinzugezählt. Wird im ers-
ten bis dritten Abiturfach sowohl schriftlich als 
auch mündlich geprüft, wird das Endergebnis 
im Verhältnis von 2 (schriftlich) zu 1 (mündlich) 
aus den Ergebnissen der beiden Prüfungsteile 
gebildet. Ein Leistungsausgleich zwischen den 
beiden Blöcken ist nicht möglich. In den anzu-
rechnenden Grund- und Leistungskursen müs-
sen insgesamt mindestens 200 Punkte, im Abi-
turbereich müssen mindestens 100 Punkte 
erreicht sein.

  2.   Im Grundkursbereich werden die Leistungen 
aus mindestens 20 und maximal 26 Grundkur-
sen in einfacher Wertung auf die Gesamtquali-
fi kation angerechnet, darunter die Kurse aller 
vier Semester aus dem dritten und vierten Prü-
fungsfach sowie diejenigen gemäß § 36 Absatz 
1 und 3.

  3.   Die Kursergebnisse der beiden Leistungskurse 
gehen in doppelter Gewichtung in die Gesamt-
qualifi kation ein.

  4.   Werden 28 bis 32 Kurse in die Gesamtqualifi -
kation eingebracht, dürfen in höchstens sechs 
Kursen vier oder weniger Punkte erreicht 
 worden sein. Werden 33 oder 34 Kurse in die 
Gesamtqualifi kation eingebracht, dürfen in 
höchstens sieben Kursen vier oder weniger 
Punkte erreicht worden sein. Unter den Kursen 
mit vier oder weniger Punkten dürfen jeweils 
nicht mehr als drei Leistungskurse sein.

   (4) Wird keine besondere Lernleistung gemäß 
§ 38 eingebracht, müssen mindestens in zwei Prü-
fungsfächern, darunter einem Leistungskursfach, 
im Abiturbereich mindestens jeweils 25 Punkte 
erreicht werden. Wird eine besondere Lernleis-
tung eingebracht, müssen mindestens in zwei 
Prüfungsfächern, darunter einem Leistungskurs-
fach, im Abiturbereich mindestens jeweils 20 
Punkte erreicht sein.“

 c)   Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 ein-
gefügt:

   „(5) Der Projektkurs kann in beiden Bildungs-
gängen im Umfang von zwei Semesterkursen auf 
die Grundkurse in der Gesamtqualifi kation ange-
rechnet werden. Er kann entweder in doppelter 
Wertung der Abschlussnote oder als besondere 
Lernleistung in die Gesamtqualifi kation einge-
bracht werden.“

 d)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

15.   In § 44 werden die Absätze 2 und 3 wie folgt neu ge-
fasst:

  „(2) Für den Bildungsgang des Abendgymnasiums 
sind folgende Bestimmungen zu beachten:

 1.   Die Belegung von acht für die Gesamtqualifi kati-
on anrechenbaren Grundkursen gemäß § 43 Ab-
satz 2 und acht anrechenbaren Leistungskursen 
muss nachgewiesen werden. Anrechenbar sind 
nur solche Kurse, die in mindestens zwei aufein-
ander folgenden Semestern belegt wurden und 
mit jeweils mindestens einem Punkt abgeschlos-
sen worden sind.

 2.   Anrechenbare Leistungskurse sind solche, die in 
zwei Fächern in den vier Semestern der Qualifi -
kationsphase belegt worden sind.

  (3) Für den Bildungsgang des Kollegs sind folgende 
Bestimmungen zu beachten:

 1.   Die Belegung von 20 für die Gesamtqualifi kation 
anrechenbaren Grundkursen und acht anrechen-
baren Leistungskursen muss nachgewiesen wer-
den. Anrechenbar sind nur solche Kurse, die in 
mindestens zwei aufeinander folgenden Semes-
tern belegt wurden und die mit mindestens einem 
Punkt abgeschlossen worden sind.

 2.   Anrechenbare Grundkurse sind die Grundkurse 
gemäß § 43 Absatz 3 Nummer 2. Anrechenbare 
Leistungskurse sind solche, die in zwei Fächern 
in den vier Semestern der Qualifi kationsphase 
belegt worden sind.“

16.   In § 50 Absatz 2 wird in Satz 1 das Wort „Leistungs-
fächer“ durch das Wort „Leistungskursfächer“ und 
in Satz 2 das Wort „Leistungsfächern“ durch das 
Wort „Leistungskursfächern“ ersetzt.

17.  § 57 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

 „(2) Hierfür gilt folgende Grundlage:

 1.   Der Abiturbereich (Block II) setzt sich für jedes 
Abiturfach aus den Abiturprüfungsleistungen zu-
sammen.

 2.   Zum Bestehen der Abiturprüfung sind im Abitur-
bereich mindestens 100 Punkte erforderlich.

 3.   Die Gesamtpunktzahl in Block I wird nach fol-
gender Formel berechnet; ein nicht ganzzahliges 
Ergebnis wird mathematisch gerundet:

  E I = (P:S) x 40

  Dabei sind:

  E I = (Gesamt-)Ergebnis Block I

  P =  Erzielte Punkte in den eingebrachten Fächern 
in vier Semestern

  S =   Anzahl der Semesterergebnisse (doppelt ge-
wichtete Fächer zählen auch doppelt)“

18.  § 58 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

   „(4) Wer den Bildungsgang von Abendgymnasi-
um oder Kolleg mit einem Abschluss nach § 60 
oder § 61 oder ohne einen Abschluss nach Absatz 
3 verlässt, erhält ein Abgangszeugnis, in dem der 
Abschluss vermerkt ist.“

 b)   Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 7 an-
gefügt:

   „(7) Nach bestandener Abiturprüfung kann ehe-
maligen Studierenden, die innerhalb von acht 
Jahren den Abschluss einer mindestens zwei-
jährigen Berufsausbildung nach Bundes- oder 
Landesrecht oder eines einjährigen gelenkten 
Praktikums (§ 6 Qualifi kationsverordnung Fach-
hochschule) nachweisen, ergänzend zur allgemei-
nen Hochschulreife der schulische Teil der Fach-
hochschulreife für das Land Nordrhein-Westfalen 
zuerkannt werden, wenn sie die Bedingungen des 
§ 61 Absatz 1 oder 2 erfüllen. Die Bescheinigung 
trägt das Datum der Ausstellung.“

19.  § 61 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „Studierenden kann auf Antrag nach dem ersten 
Jahr der Qualifi kationsphase die Fachhochschul-
reife (schulischer Teil) zuerkannt werden, wenn 
die jeweils zutreffenden Bedingungen der folgen-
den Absätze 2 bis 4 erfüllt sind.“

 b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „(2) Für den Bildungsgang des Abendgymnasi-
ums gilt:

  1.   In den beiden Leistungskursfächern müssen je 
zwei Kurse belegt werden. In drei der belegten 
Kurse müssen mindestens 15 Punkte der ein-
fachen Wertung erreicht werden. 

  2.   Es müssen insgesamt mindestens acht Semes-
terergebnisse angerechnet werden. Unter den 
anzurechnenden Semesterergebnissen müssen 
je zwei in Deutsch, in der Fremdsprache gemäß 
§ 3 Absatz 5 und in Mathematik sein, sofern 
diese Fächer nicht Leistungskurse sind. Hinzu-
kommen zwei Semesterergebnisse in einer 
 Naturwissenschaft oder einem Fach des ge-
sellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeldes. 
Haben Studierende eine Naturwissenschaft 
oder ein Fach des gesellschaftswissenschaftli-
chen Aufgabenfeldes als Leistungskursfächer 
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ausgewählt, braucht unter den anzurechnen-
den Kursen nur ein Kurs in Deutsch enthalten 
zu sein. Aus weiteren Fächern können höchs-
tens je zwei Semester angerechnet werden.

  3.   In zwei der drei anzurechnenden Leistungs-
kurse und in vier der sechs anzurechnenden 
Grundkurse müssen mindestens fünf Punkte 
der einfachen Wertung erreicht sein.

  4.   Die Gesamtpunktzahl wird aus der Bewertung 
der anzurechnenden drei Leistungskurse und 
der anzurechnenden fünf Grundkurse errech-
net. Es werden drei Semesterergebnisse aus 
den zwei Leistungskursfächern dreifach, die 
übrigen Semesterergebnisse zweifach gewer-
tet.“

 c)  Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „(3) Für den Bildungsgang des Kollegs gilt:

  1.   In den beiden Leistungskursfächern müssen je 
zwei Kurse belegt und mindestens 20 Punkte 
der einfachen Wertung erreicht sein.

  2.   Es müssen 15 Semesterergebnisse angerechnet 
werden. Unter den anzurechnenden Semester-
ergebnissen müssen je zwei in Deutsch, in der 
Fremdsprache gemäß § 3 Absatz 5, in Mathe-
matik, in einem Fach des gesellschaftswissen-
schaftlichen Aufgabenfeldes und in einer Na-
turwissenschaft enthalten sein. Aus weiteren 
Fächern können höchstens je zwei Semester 
angerechnet werden.

  3.   In zwei der vier anzurechnenden Semesterer-
gebnisse im Leistungskurs und in sieben der 
elf anzurechnenden Semesterergebnisse im 
Grundkurs müssen mindestens je fünf Punkte 
der einfachen Wertung erreicht sein.

  4.   Die Gesamtpunktzahl wird aus der Bewertung 
der anzurechnenden vier Leistungskurse und 
der anzurechnenden elf Grundkurse errechnet. 
Dabei werden die vier Semesterergebnisse aus 
den zwei Leistungskursfächern zweifach, die 
übrigen Semesterergebnisse einfach gewich-
tet.“

 d)  Absatz 6 wird aufgehoben.

26.  § 65 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „(2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
unterrichtet den für Schulen zuständigen Landtags-
ausschuss bis zum 31. Dezember 2015 und danach 
erneut alle fünf Jahre über die Erfahrungen mit die-
ser Verordnung.“

Artikel 2

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg 
vom 26. Mai 1999 (GV. NRW. S. 240, ber. 2000 S. 563 und 
2001 S. 766), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. 
April 2009 (GV. NRW. S. 269, ber. S. 326), wird wie folgt 
geändert:

In § 36 a der Anlage E wird nach dem Wort „Erzieher“ 
das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und werden 
vor dem Wort „stehen“ die Wörter „und „Staatliche aner-
kannte Heilerziehungspfl egerin/Staatlich anerkannter 
Heilerziehungspfl eger““ eingefügt.

Artikel 3

Die Verordnung über die Abiturprüfung für Schülerin-
nen und Schüler an Waldorfschulen vom 31. Januar 2000 
(GV. NRW. S. 145), zuletzt geändert durch Artikel 4 der 
Verordnung vom 14. Juni 2007 (GV. NRW. S. 288), wird 
wie folgt geändert:

 1.   Im Inhaltsverzeichnis wird der Text zu § 23 wie folgt 
neu gefasst:

  „Ergänzende Bestimmungen für Prüfl inge mit Be-
hinderung“.

 2.  § 3 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „2. Die Teilnahme am zweiten Prüfungsteil setzt 
 voraus, dass der Prüfl ing den ersten Prüfungsteil 
 bestanden hat oder durch weitere Prüfungen im 

zweiten Prüfungsteil den schulischen Teil der Fach-
hochschulreife erwerben kann. Der zweite Prüfungs-
teil umfasst mündliche Prüfungen in vier weiteren 
Grundkursfächern. In zwei dieser Fächer treten an 
die Stelle der mündlichen Prüfung die Kursab-
schlussergebnisse der Jahrgangsstufe 13/II. Die Vor-
gaben für die Lehrbefähigung in der Sekundarstufe 
II oder eine entsprechende Unterrichtsgenehmigung 
gemäß § 5 Verordnung über die Ersatzschulen sind 
zu beachten.“

 3.  6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „in der 
Jahrgangsstufe 13“ durch die Wörter „im letzten 
Jahr der Qualifi kationsphase“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird das Wort „ausschließlich“ ge-
strichen.

  bb)   In Satz 2 wird die Angabe „Buchstabe b“ 
durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt.

 4.   In § 7 Absatz 1 wird die Angabe „gemäß § 12“ durch 
die Angabe „gemäß §§ 6, 12“ ersetzt.

 5.   In § 8 Absatz 4 wird die Angabe „Nummern 1 und 3“ 
gestrichen.

 6.  § 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 werden die Wörter „Lehrerin oder ein 
Lehrer“ durch die Wörter „von der oberen Schul-
aufsichtsbehörde oder dem Mitglied des Zentra-
len Abiturausschusses gemäß § 8 Absatz 2 Num-
mer 1 benannte Lehrkraft“ ersetzt.

 b)  Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „Die oder der Vorsitzende soll in der Regel die 
Berechtigung erworben haben, das betreffende 
Fach in der gymnasialen Oberstufe zu unterrich-
ten (§ 8 Absatz 4).“

 c)   Nach Satz 2 wird folgender neuer Satz 3 ange-
fügt:

   „Lehrkräfte an Waldorfschulen können nicht als 
Vorsitzende in Fachprüfungsausschüsse berufen 
werden.“

 7.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:

   „(2) Nicht zugelassen wird, wer die Abiturprü-
fung zweimal nicht bestanden hat.“

 8.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 2 werden die Wörter „oder eine Na-
turwissenschaft (Biologie oder Physik oder 
Chemie)“ gestrichen.

  bb)  Satz 3 wird gestrichen.

 b)   In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „der“ durch die 
Wörter „einer mündlichen“ ersetzt und der Klam-
merzusatz wird gestrichen.

 c)  Absatz 7 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

     „Im Übrigen gelten die Richtlinien für die in  
der Einführungsphase der gymnasialen Ober-
stufe neu einsetzenden Fremdsprachen.“

  bb)  In Satz 3 wird die Angabe „Satz 2“ gestri-
chen.

 9.   In § 16 Absatz 1 und Absatz 5 Satz 1 wird jeweils die 
Angabe in der Klammer wie folgt neu gefasst:

 „§ 3 Absatz 2 Nummer 2 Satz 3“.

10. § 19 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 3 wird die Angabe „840“ durch die An-
gabe „900“ und die Angabe „600“ durch die An-
gabe „660“ ersetzt.
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 b)  Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

   „(4) Von der im ersten Prüfungsteil erreichbaren 
Höchstpunktzahl sind in den beiden Leistungs-
kursfächern höchstens jeweils 195 Punkte, in den 
übrigen Fächern höchstens jeweils 135 Punkte er-
reichbar. Dabei sind die Leistungen in den beiden 
Leistungskursfächern jeweils dreizehnfach und 
in den beiden Grundkursfächern jeweils neun-
fach zu bewerten. Wird in einem dieser Fächer 
auch mündlich geprüft, so ist zunächst das Ge-
samtergebnis im jeweiligen Prüfungsfach zu glei-
chen Teilen aus der schriftlichen und der mündli-
chen Prüfung zu bilden. Ein nicht ganzzahliges 
Ergebnis wird mathematisch gerundet.“

 c)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden das Wort „elffach“ durch 
das Wort „zwölffach“ und das Wort „sieben-
fach“ durch das Wort „achtfach“ ersetzt.

  bb)  Satz 3 wird gestrichen.

  cc)  Der bisherige Satz 4 wird neuer Absatz 9.

 d)   In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „200“ durch 
die Angabe „220“ ersetzt.

 e)   In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe in der ersten 
Klammer durch die Angabe „§ 3 Absatz 2 Num-
mer 2 Satz 2“ und die Angabe in der zweiten 
Klammer durch die Angabe „§ 3 Absatz 2 Num-
mer 2 Satz 3“ ersetzt.

 f)   In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe in der Klam-
mer durch die Angabe „§ 3 Absatz 2 Nummer 2 
Satz 2“ ersetzt.

11.  § 22 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „(2) Bei nicht bestandener Abiturprüfung kann der 
schulische Teil der Fachhochschulreife vergeben wer-
den, wenn in sieben Fächern, darunter Deutsch, einer 
Fremdsprache, Mathematik, einer Naturwissenschaft 
und Geschichte oder einem anderen gesellschafts-
wissenschaftlichen Fach, zusammen mindestens 35 
Punkte in einfacher Wertung, dabei in Deutsch, einer 
Fremdsprache, Mathematik und einer Naturwissen-
schaft zusammen mindestens 20 Punkte in einfacher 
Wertung erreicht werden. Dabei dürfen höchstens 
drei Fächer, darunter höchstens ein Leistungskurs-
fach, mit weniger als fünf Punkten in einfacher Wer-
tung und kein Fach mit null Punkten bewertet sein. 
Eine besondere Lernleistung fi ndet keine Berück-
sichtigung.“

12.  Die Überschrift in § 23 wird wie folgt neu gefasst:

  „Ergänzende Bestimmungen für Prüfl inge mit Be-
hinderung“.

13.  § 27 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „(2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
unterrichtet den für Schulen zuständigen Landtags-
ausschuss bis zum 31. Dezember 2015 und danach 
erneut alle fünf Jahre über die Erfahrungen mit die-
ser Verordnung.“

Artikel 4
Inkrafttreten

1.   Die Bestimmungen des Artikels 1 gelten erstmalig für 
Studierende, die zum 1. August 2010 in die Bildungs-
gänge Abendgymnasium und Kolleg (erstes Semester 
der Einführungsphase) eintreten oder das erste 
Semester der Einführungsphase wiederholen. Die 
übrigen Studierenden beenden ihre Ausbildung nach 
den bisherigen Bestimmungen.

2.   Artikel 2 tritt am Tag nach Verkündung der Verord-
nung in Kraft.

3.  Artikel 3 tritt wie folgt in Kraft:

 a)   Die Bestimmungen des Artikels 3 gelten erstmalig 
für Schülerinnen und Schüler an Waldorfschulen, 
die im Schuljahr 2012/13 an der Abiturprüfung 
teilnehmen.

 b)   Abweichend von Buchstabe a gelten die Regelun-
gen zu Nummer 11 erstmalig für Schülerinnen und 

Schüler an Waldorfschulen, die im Schuljahr 
2010/11 an der Abiturprüfung teilnehmen; dies 
gilt auch für die Regelungen zu Nummer 2 in den 
Fällen, in denen es ausschließlich um den Erwerb 
des schulischen Teils der Fachhochschulreife geht.

Düsseldorf, den 9. Februar 2010

Die Ministerin
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Barbara  S o m m e r

– GV.NRW. 2010 S. 149
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